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Bonn, den 29. November 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Anfrage Nr. 135 der Abgeordneten Dr.Dr. Müller (Bonn), 
Dr. Frey und Genossen - Nr. 1579 der Drucksachen - 
Bau eines Flugplatzes im Raum Erkelenz. 


Die Herren Abgeordneten Dr. Dr. Müller (Bonn), Dr. Frey und 
Genossen haben in der Anfrage Nr. 135 um Auskunft über den 
Bau eines Flugplatzes im Raum Erkelenz gebeten. 

Da es sich bei diesem Bau um eine Maßnahme handelt, die im Zu- 
sammenhang mit der auf der New-Yorker Außenministerkonferenz 
vom 12. September 1950 beschlossenen Verstärkung der alliierten 
Streitkräfte im Bundesgebiet steht, möchte idi dem Deutschen Bun- 
destag zunächst einen allgemeinen Überblick über den gegenwärtigen 
Stand der Angelegenheit geben. 


A. Überblick über den gegenwärtigen Stand der alliierten- 
deutschen Unterbringungsmaßnahmen anläßlich der Ver- 
stärkung der alliierten Streitkräfte. 

I. Zum Zwecke der Unterbringung der neuen alliierten Streitkräfte 
ist mit der Planung und Durchführung der folgenden Bau- 
programme begonnen worden: 

1. Instandsetzung, Umbau und Vergrößerung von Kasernen 
und Lägern, die zur Unterbringung alliierter Streitkräfte 
von den bisherigen Benutzern (DP’s, heimatlose Ausländer, 
deutsche Personen und Familien, Betriebe, öffentliche Dienst- 
stellen und Einrichtungen) zu räumen sind, sowie Instand- 
setzung, Umbau und Vergrößerung von Kasernen und mili- 
tärischen Anlagen (Flugplätze, Übungsplätze usw.), die von 
alliierten Streitkräften bereits belegt sind (Alliiertes Ka- 
serneninstandsetzungsprogramm). 

2. Neubau von Kasernen zur Vermeidung erneuter Inanspruch- 
nahme von Kasernen, die an die deutsche Wirtschaft be- 
reits zurückgegeben und mit eJrheblichen Mitteln für zivile 
Zwecke umgebaut sind, sowie Neubau von militärischen 
Anlagen (Alliiertes Kasernenneubauprogramm). 
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3. Erriditung von Wohnungsneubauten zur Unterbringung von 
Angehörigen der Besatzungsmächte (Alliiertes Besatzungs- 
wohnungsprogramm). 


4. Errichtung von Ersatzunterkünften zur anderweiten Un- 
terbringung von DP’s unter IRO- Verwaltung in der ame- 
rikanischen Zone, die aus den von den alliierten Streit- 
kräften neu zu belegenden Kasernen und Lägern zu eva- 
kuieren sind (Amerikanisches DP-Unterkunftsprogramm). 

5. Errichtung von Ersatzunterkünften zur anderweiten Un- 
terbringung von heimatlosen Ausländern, deutschen Personen 
und Familien, Betrieben, öffentlichen Dienststellen und 
Einrichtungen, die aus den mit alliierten Streitkräften neu 
zu belegenden Kasernen und Lägern zu evakuieren sind, 
einschließlich Instandsetzung, Ausbau und Errichtung von 
behelfsmäßigen Zwischenunterkünften (Deutsches Baupro- 
gramm zur Unterbringung der Kasernenverdrängten). 

Die Bauprogramme 1 bis 4 sind alliierte Bauprogramme. 
Sie beruhen also auf Anforderungen der alliierten Dienst- 
stellen und werden grundsätzlich im Requisitionswege 
durdigeführt. 


Das Bauprogramm Nr. 5 äst zwar ein in ausschließlich deutscher 
Verantwortung und nach deutschem Recht durchzuführendes 
Programm, ist aber veranlaßt durch Inhalt und Umfang der 
auf die Räumung von bestimmten Kasernen und Lägern ge- 
richteten alliierten Anforderungen. 


Die alliierten Bauprogramme werden zu Lasten des alliierten 
ßesatzungskosten- und Auftragsausgabenhaushalts finan- 
ziert, der im Einzelplan XXVI des Bundeshaushaltsplans 
seinen Niederschlag gefunden hat. 

Das deutsche Bauprogramm muß, weil es durch alliierte An- 
forderungen veranlaßt ist, und eine Anerkennung der dadurch 
entstehenden Aufwendungen als alliierte Besatzungskosten oder 
Auftragsausgaben nicht zu erreichen ist, — vorbehaltlich einer 
entsprechenden Ergänzung des zum Vollzüge des Artikels 120 
des Grundgesetzes erlassenen Ersten Überleitungsgesetzes — zu 
Lasten des Einzelplans XXVII (Sonstige Kriegsfolgelasten) des 
Bundeshaushalts finanziert werden. 

Da die Aufwendung, die bei der Durchführung der 5 Bau- 
programme entstehen, zu den „Besatzungslasten" gehören, sind 
die Länder nach dem Ersten Überleitungsgesetz an diesen Lasten 
mit einer Interessenquote von 10 vom Hundert im Rechnungs- 
jahr 1950 beteiligt. 
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Die Gesamtavifwendungen für die Durdiführung der 5 Bau- 
programme werden, wie keinem Zweifel unterliegen kann, sehr 
hoch sein. Allein das zu Lasten des Einzelplans XXVII in 
diesem und in den ersten Monaten des nächsten Rechnungs- 
jahres zu finanzierende deutsche Bauprogramm zur Unterbrin- 
gung der Kasernenverdrängten wird nach überschläglichen Be- 
rechnungen einen Gesamtaufwand von mehr als 100 Millionen 
DM verursachen. 

Ob und in welchem Umfange ein Teil der durch den Vollzug 
der alliierten Bauprogramme entstehenden Aufwendungen zum 
Gegenstand eines alliierten Nachtragshaushalts gemacht werden 
wird, ist der Bundesregierung noch nicht bekannt. Die Be- 
satzungsmächte haben aber ihre Bereitschaft erklärt, durch 
umfangreiche Einsparungsmaßnahmen einen erheblichen Teil 
der neuen Aufwendungen noch aus dem mit rund 4 Milliarden 
DM abschließenden diesjährigen alliierten Haushalt zu decken. 
Der Herr Britische Hohe Kommissar hat hierzu in einem Aide 
Memoire vom 20. November 1950 unter anderem ausgeführt: 

„Im laufenden Jahr sind bereits soviel Einsparungen ge- 
macht worden, daß die zusätzlichen Kosten für 2 Flug- 
plätze für die 11, Panzer Division, für die Verstärkung 
der Luftwaffe mit der damit notwendigwerdenden Ver- 
besserung der Flugplätze, für die neuen Uniformen der 
Dienstgruppen und für ein erhebliches Bauprogramm für 
die Unterbringung der Truppen aus den laufenden Mitteln 
gedeckt werden können und zusätzliche Mittel nur in 
unbedeutendem Ausmaß über den Zusatzhaushalt ange- 
fordert werden mußten.“ 

Da, wie bereits erwähnt, die Anforderungen für alle 5 Bau- 
programme „Besatzungslasten“ sind, findet das zwischen der 
Bundesregierung, vertreten durch den Bundesminister der Fi- 
nanzen, und den Landesregierungen, vertreten durch die Finanz- 
minister (Finanzsenatoren) der Länder, am 16. März 1950 ab- 
geschlossene Verwaltungsabkommen über die Durchführung der 
Aufgaben auf dem Gebiet der Besatzungslasten (Ministerialblatt 
des Bundesministeriums der Finanzen 1950 Nr. 10 Seite 202) 
Anwendung, Danach ist die Durchführung der Bau- 
programme in finanzieller und — hinsichtlich der alliierten 
Bauprogramme, soweit die Besatzungsmächte dies zulassen — 
auch in bautechnischer Hinsicht Sache der Länder, d. h. 
der Landesfinanzminister und der ihnen nachgeordneten Be- 
hörden der Besatzungslastenverwaltung (Besatzungskosten- 
ämter, Feststellungsbehörden, Requisitionsämter). Die Landes- 
finanzminister und die nachgeordneten Behörden der Besatzungs- 
lastenverwaltung bedienen sich bei der Durchführung der Bau- 
programme der Amtshilfe der deutschen Baubehörden. In dem 
Verwaltungsabkommen haben die Landesfinanzminister dem 
Bundesminister der Finanzen ein Aufsichts- und Weisungsrecht 
eingeräumt. 
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II. Von den alliierten Unterbringungsanforderungen der ersten 
Phase, in der wir uns gegenwärtig befinden dürften, sind vor 
allem die Länder Bayern, Württemberg-Baden, Hessen, Nord- 
rhein-Westfalen und Niedersachsen betroffen. 

Ende September, also kurze Zeit nach der New Yorker Außen- 
ministerkonferenz haben die Landeskommissare den Landes- 
regierungen eine Reihe kurzfristiger Anforderungen bekannt- 
gegeben. 


Über Inhalt und Auswirkung dieser Anforderungen wurde 
zunächst auf Länderebene in den zu diesem Zweck gebildeten 
alliierten-deutschen Ausschüssen verhandelt. Dank der Bemü- 
hungen der zuständigen Landesregierungen ist es in mehreren 
Fällen gelungen, die alliierten Dienststellen zur Einschränkung 
ihrer Anforderungen, zur Annahme von Ersatzvorschlägen und 
zur Verlängerung der Räumungsfristen zu bewegen und auch 
sonst drohende Härten für die Betroffenen zu verhindern. 

Auf Grund eines Beschlusses der Bundesregierung vom 10. Ok- 
tober 1950 ist für die bundeseinheitliche Behandlung aller im 
Zusammenhang' mit der Verstärkung der alliierten Streitkräfte 
stehenden Fragen ein interministerieller Ausschuß der Bundes- 
regierung gebildet worden, dem die Bundesminister der Finan- 
zen, für Wohnungsbau, für Vertriebene, für Wirtschaft und 
für Arbeit angehören. 

Der interministerielle Ausschuß der Bundesregierung und die 
entsprechenden Ausschüsse der Landesregierungen arbeiten im 
engen Einvernehmen miteinander. Es ist sichergestellt worden, 
daß die interministeriellen Ausschüsse der Lande^sregierungen 
von allen ihnen mitgeteilten Anforderungen den interministeri- 
ellen Ausschuß der Bundesregierung sofort unterrichten, damit 
dieser seinerseits in der Lage ist, auf Bundesebene die erforder- 
lichen Maßnahmen zu treffen. 

Der interministerielle Ausschuß der Bundesregierung steht seit 
einigen Wochen in laulenden Verhandlungen mit dem Amt des 
Amerikanischen Hohen Kommissars und dem Amerikanischen 
Hauptquartier in Heidelberg. Er hat ferner Verhandlungen mit 
dem Amt des Britischen und des Französischen Hohen Kom- 
missars eingeleitet. 


Den Vorsitz im interministeriellen Ausschuß der Bundesregie- 
rung hat nunmehr der Sonderbeauftragte des Herrn Bundes- 
kanzlers, der Herr Bundestagsabgeordnete Blank, übernommen. 
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B. Beantwortung der Anfrage Nr. 135. 

In einem dem Bundeskanzleramt, Dienststelle für auswärtige An- 
gelegenheiten, zugeleiteten Memorandum vom 15. August 1950 hatte 
der Britische Hohe Kommissar mitgeteilt, daß das Oberkommando 
für Westeuropa den Bau von 2 Flugplätzen westlich des Rheins 
angeordnet und dafür Gelände im Raum Freialdenhoven (Kreis 
Jülich) und im Raum südwestlich von Köln vorgesehen sei. In 
diesem Memorandum wird ferner erwähnt, daß die für die Flug- 
platzbauten im laufenden Rechnungsjahr entstehenden Baukosten 
sowie die Entschädigung für die Grundstückseigentümer ohne zu- 
sätzliche Mittel aus dem Alliierten Haushalt für das Rechnungsjahr 
1950 gedeckt werden könnten und zur Bestreitung der im nächsten 
Rechnungsjahr entstehenden Baukosten in dem Alliierten Haushalt 
für das Rechnungsjahr 1951 Mittel bereitgestellt würden. Gleichzeitig 
wurde darauf hingewiesen, daß die Umgruppierung der Luftwaffe 
die Rückgabe einer Reihe von Flugplätzen an die deutsche Wirt- 
schaft ermöglichen werde. Das Bundesministerium der Finanzen hat 
unverzüglich Abschrift des Memorandums dem Finanzminister des 
Landes Nordrhein- Westfalen übersandt. 

Am 13. September 1950 teilte der Landeskommissar von Nordrhein- 
Westfalen dem Ministerpräsidenten mit, 

die belgischen Besatzungsstreitkräfte bemühten sich seit längerer 
Zeit um einen Übungsflugplatz im linksrheinischen Gebiet; er 
habe aber nach längerem Studium der Probleme seine Zu- 
stimmung zur Requisition eines Geländes bei Freialdenhoven 
im Kreise Jülich gegeben. 


Hierbei handelte cs sich um 400 bis 500 ha wertvollsten Lößbodens. 
Außerdem wäre durch die Requisition eine große Anzahl von Bauern 
betroffen und eine Umsiedlung von 2 Dörfern erforderlich geworden. 
Die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen erhob daher gegen 
den beabsichtigten Bau dieses Flugplatzes Einspruch mit folgender 
Begründung: 

„Es handele sich ausschließlich um wertvollstes Ackerland der 
I. und II. Bodenklasse. Es würden mehrere Hundert, meist 
kleinere und mittlere Landwirte durch diese Planung betroffen. 
Die wirtschaftlichen Folgen würden sowohl für die unmittelbar 
Betroffenen als auch für die Gesamtheit der Bevölkerung der 
weiteren Umgebung unübersehbar und audi aus ernährungs- 
wirtschaftlichen Gründen nicht tragbar sein." 

An Stelle des Geländes im Raume Freialdenhoven schlug die Lan- 
desregierung für den Bau des Flugplatzes ein gleich großes 
Gelände von etwa 400 bis 500 ha mit Kiefernbeständen bis zu 
Stangenholzstärke, Kahlflächen und Aufforstungen auf Sandböden 
bei Wildenrath-Vossem (Kreis Erkelenz) vor. • 
Hierbei wäre eineUmsiedlung von Bauern nidit erforderlich, gewesen, 
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es hätten vielmehr lediglich einige Einzelparzellen für das Flug- 
platzgelände in Anspruch genommen werden müssen. Als Grund- 
lage für diesen VorsAlag diente ein Im Auftrag des Landesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten durch die Herren 
Professor Dr. Steinmann (Troisdorf) und Landwirtschaftsrat Breuer 
von der Kreisstelle Jülich der Landwirtschaftskammer Rheinland 
ausgearbeitetes Gutachten. In diesem Gutachten heißt es: 


„Das Gelände in Freialdenhoven ist so wertvoll, daß es für 
einen Flughafen nicht verwendet werden sollte. In dem nur 
22 km entfernten Wildenrath ist ein landwirtschaftlich minder- 
wertiges, für den Flughafen aber ausgezeichnetes Gelände vor- 
handen, weldies etwa gleiche fliegerische, aber bessere flug- 
hafen- und bautechnische, nachschubmäßige, agrar- und volks- 
wirtschaftlidie Voraussetzungen bietet.“ 


Dieses Gutachten wurde von Herrn Minister Lübke am 19. Sep- 
tember 1950 persönlich dem Landeskommissar vorgelegt. Der Lan- 
deskommissar sagte zu, die Angelegenheit unverzüglidi zu bearbeiten 
und an die zuständigen Stellen weiterzuleiten. Er erklärte, daß es 
schwierig sein werde,, die Besatzungsmacht von ihrem einmal ge- 
faßten Beschluß abzubringen. 


In der Sitzung des deutsch-alliierten Aussdiusses am 26. Septem- 
ber 1950 teilte der Vertreter des Landeskommissars, Mr. Bäte, mit, 
daß der deutsche Ersatzvorschlag für den Flugplatz bei Freialden- 
hoven geprüft würde. 


Am 3. Oktober 1950 teilte der Landeskommissar mit, daß er bei der 
Luftwaffe den Austausch von Freialdenhoven gegen Wildenrath- 
Vossem durchgesetzt habe. 


Am 11. Oktober 1950 wurde in der Sitzung des alliierten- deutschen 
Ausschusses mitgeteilt, daß das Gelände im Raum Wildenrath- 
Vossem zur Zeit von der Luftwaffe geprüft werde. Sobald Einzel- 
heiten über das benötigte Gelände dem Regional Administrative 
Officer bekannt seien, würden die notwendigen Requisitionsmaß- 
nahmen getroffen werden. 


Bei ihrem Vorschlag, den Flugplatz im Raum Wildenrath-Vossem 
zu errichten, war die Landesregierung davon ausgegangen, daß 
ebenso wie bei dem Projekt im Raume Freialdenhoven nur ein 
Gelände von 400 bis 500 ha benötigt werde. Erst nachdem die Be- 
satzungsmacht sich auf das Projekt Wildenrath- Vossem festgelegt 
hatte und Vermessungs- und Abschätzungsarbeiten an Ort und Stelle 
ausführte, stellte sich heraus, daß abweidiend von dem ursprünglich 
vorgesehenen Umfang des Flqgplatzes nunmehr 900 bis 
1 0 0 0 ha in Ansprudi genommen w^den sollten. 
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In einem Schreiben vom 24. Oktober 1950 an den L'andeskommissar 
wies der Ministerpräsident auf die wirtschaftlidien Schäden hin, die 
durch die nunmehr beabsichtigte Erweiterung des Flugplatzgeländes 
entstehen würden, und bat darum, sich dafür einzusetzen, daß das 
Projekt auf die ursprünglich vorgesehene Waldfläche beschränkt oder 
der Landesregierung Gelegenheit gegeben werde, anderes Gelände 
In gleidier Größe namhaft zu machen, bei dem die Schäden geringer 
sein würden als bei dem vorgesehenen Projekt Wildenrath'Vossem. 


Der Landeskommissar teilte dem Ministerpräsidenten in einem 
Schreiben vom 26. Oktober 1950 mit, daß die Zahl der Häuser, 
die auf dem vorgesehenen Gelände in Wildenrath-Vossem geräumt 
werden müssen, auf 25 beschränkt werde, daß jedoch eine weitere 
Einschränkung auf das Waldgelände nicht möglich sei. Er teilte 
ferner mit, daß er keine Möglichkeit habe, den Obersten Flug- 
marschall zu einer Aufgabe des Projektes Wildenrath-Vossem zu 
bewegen, da die Anlage des Flugplatzes außerordentlich dringend sei. 


Trotzdem ließ die Landesregierung durch Sachverständige ander- 
weitiges Flugplatzgelände ermitteln und machte dem Landeskom- 
missar 5 Vorschläge als Ersatz für Wildenrath-Vossem. Alle diese 
Vorschläge wurden aber abgelehnt, so daß es bei der Inanspruch- 
nahme eines etwa 900 bis 1000 ha großen Geländes im Raume 
Wildenrath-Vossem verblieb. 


In der Sitzung des alliierten-deutschen Ausschusses am 27. Okto- 
ber 1950 teilte der Vertreter des Landeskommissars folgendes mit: 

„Die Luftwaffe habe sich damit einverstanden erklärt, Be- 
richtigungen der äußeren LFmgrenzungen des Flugplatzes vor- 
zunehmen, so daß möglichst viele Grundstücke für Wohn- 
und gewerbliche Zwecke ausgenommen würden. Es müßten 
danach nur noch 36 Familien innerhalb von 6 Monaten ihre 
25 Häuser verlassen. Der Landeskommissar habe dem Mini- 
sterpräsidenten schriftlich mitgeteilt, daß alle Zugeständnisse, 
welche die Luftwaffe habe machen können, nunmehr gemacht 
worden seien und daß die Arbeiten inzwischen begonnen 
hätten. Die Angelegenheit werde als abgeschlossen angesehen.“ 


Der andere Flugplatz, der ursprünglich im Raume Köln errichtet 
werden sollte, soll nach den Anordnungen der Besatzungsmacht im 
Raume Gillrath (Kreis Geilenkirchen-Heinsberg), etwa 20 km süd^ 
westlich von Wildenrath-Vossem, und zwar in einer Größe von 
etwa 800 ha errichtet werden. 

Die britische Besatzungsmacht stützt sich bei ihren Maßnahmen auf 
das Besatzungsstatut, das nach ihrer Ansicht dem Grundgesetz vor- 
gehe. Nach dem Besatzungsstatut gehören die Besatzungskosten zu 
den ihr vorbehaltenen Gebieten. 
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Das für die Errictitung des Flugplatzes im Raum Wildfenrath-Vossem 
benötigte Gelände mit Ausnahme der Parzellen, über deren Ein- 
beziehung in das Gelände noch verhandelt wird, ist inzwischen 
formgerecht requiriert worden. 


Im einzelnen bemerke ich zu den gestellten Fragen folgendes: 

Fraget: Ist der Bundesregierung die Planung einer Flugplatz- 
anlage im Raum Erkelenz bekannt? 

Der Finanzminister des Landes Nordrhein-Westfalen hat mir im 
Anschluß an das ihm von mir absdiriftlidi übermittelte Memoran- 
dum des Britischen Hohen Kommissars vom 15. August 1950 mit 
Schreiben vom 9. Oktober 1950 mitgeteilt, daß aus den oben er- 
wähnten Gründen das Projekt Freialdenhoven unannehmbar sei und 
daß für die Errichtung des Flugplatzes nur ein Gelände im Raum 
Wildenrath-Vossem in Frage komme. Über den Fortgang der An- 
gelegenheit bin ich insbesondere auch durdi die Übersendung von 
Abdrucken der Protokolle über den alliierten-deutsdien Ausschuß 
beim Landeskommissar in Düsseldorf unterrichtet worden. Im übrigen 
darf ich auf die vorstehenden Ausführungen Bezug nehmen, aus 
denen idi zu entnehmen bitte, daß die für diese Aufgabe zuständige 
Landesregierung alles getan hat, was in ihrer Macht stand, um eine 
für die deutsche Seite tragbare Lösung zu finden. 


Frage 2 : Hat die Bundesregierung der Planung zugestimmt, ob- 
wohl dadurch wertvolles Ackerland verlorengeht, und 
Dörfer ganz oder teilweise entvölkert werden? 

Die Bundesregierung hat eine Zustimmung zu diesem Projekt 
nicht erteilt. Die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen hat 
zwar dem Landeskommissar vorgeschlagen, an Stelle des Projektes 
Freialdenhoven das Projekt Wildenrath-Vossem zu wählen. Ist aber 
dabei davon ausgegangen, daß ein Gelände nur in der Größe von 
etwa 400 bis 500 ha benötigt werde. Nachdem der Landesregierung 
bekannt geworden war, daß die Besatzungsmacht in diesem Raum 
ein Gelände von insgesamt 900 bis 1000 ha benötigt, hat sie — 
wenn auch ohne Erfolg — sofort 5 geeignete Ausweichprojekte vor- 
geschlagen, bei denen keine landwirtschaftlichen Schäden entstanden, 
und keine Umsiedlungen notwendig geworden wären. Im übrigen 
darf ich auch hier auf die vorstehenden Ausführungen Bezug nehmen. 

Frage 3 : Hat die Bundesregierung Ausweichprojekte vorge- 
schlagen, die entweder die alten Flugplätze der deut- 
schen Lufthansa oder der ehemaligen deutschen Luft- 
waffe berücksichtigten oder aber Gelände vorsahen, 
welches durch mangelhafte Bodengüte (niedrige Boden- 
klasse, Ödland oder Wald) für eine ackerbauliche 
Nutzung nicht in Frage kommt? 
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Wie ich aus den vorstehenden Ausführungen zu entnehmen bitte, 
hat die nach dem Verwaltungsabkommen vom 16. IVlärz 1950 zu- 
ständige Landesregierung 5 Ausweichprojekte vorgesdilagen, die 
aber von der britischen Besatzungsmadit abgelehnt worden sind. 

Im übrigen darf darauf hingewiesen werden, daß es sich audi bei 
dem Projekt Wildenrath-Vossem in dem von der Landesregierung 
vorgeschlagenen Umfang um ein Ausweichprojekt handelte, das den 
in der Frage 3 aufgestellten Forderungen voll entsprochen hätte. 
Dieses Gelände war, wie mir berichtet worden ist, von der ehemali- 
gen deutschen Luftwaffe zum Ausbau eines Flugplatzes ausersehen 
worden. 


Frage 4: Was hat die Bundesregierung unternommen, um die 

durch das Projekt Erkelenz betroffenen Landwirte 

a) gerecht zu entsdiädigen; welche Entschädigüngs- 
höhe ist vorgesehen? 

b) anderweitig anzusetzen; welche Seßhaftmachung ist 
vorgesehen: Einzelansetzung oder dorfweise Sied- 
lung? 

c) möglichst schnell zu einer Existenzgrundlage zu 
führen? 


Z u a 

Die Entschädigung der betroffenen Landwirte zu Lasten des Alli- 
ierten Besatzungskosten- und Aüftragsausgabenhaushalts richtet sich 
nach den von der britischen Besatzungsmacht erlassenen einschlägi- 
gen Finanztechnischen Anweisungen und nach den von dem Fi- 
nanzminister des Landes Nordrhein- Westfalen dazu erlassenen Aus- 
führungsbestimmungen. 

Nach der Finanztechnischen Anweisung Nr. 53 in Verbindung mit 
der Ersten Anordnung über die Entschädigung für die Requisition 
von Grundstücken erhalten die Eigentümer für die Inanspruchnahme 
des Grund und Bodens eine laufende angemessene Nutzungsent- 
schädigung. Eine Übernahme der Kosten für den Erwerb der Grund- 
stücke auf den Alliierten Besatzungskosten- und Auftragsausgaben- 
haushalt Ist von der Alliierten Hohen Kommission abgelehnt wor- 
den. Vorbehaltlich der von mir demnäciist einzuhölenden Zustim- 
mung des Ffaushaltsausschusses des Bundestages und einer Ergänzung 
des Ersten Überleitungsgesetzes beabsichtige ich — sofern die 
Alliierte Hohe Kommission nicht ihre Entscheidung ändern sollte — , 
zu Lasten des Allgemeinen Bundeshaushalts (Einzelplan XXVII) 
Mittel für den Erwerb requirierter Privatgrundstücke zur Ver- 
fügung zu stellen. 
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Nach der bisherigen Praxis der britischen Besatzungsmacht ist damit 
zu rechnen, daß auf Grund der Finanz technischen Anweisung Nr. 111 
als Teil der Kosten für den Bau des Flugplatzes auch eine ange- 
messene Entschädigung für den „Aufwuchs*' auf dem requirierten 
Gelände, d. h. für den Waldbestand, die Ernte und die aufstehenden 
Gebäude, gezahlt wird. 

Die -Festsetzung und Auszahlung der Entschädigungen erfolgt durch 
die dafür örtlich zuständigen Feststellungsbehörden. 


2 u b und c 

In der Gemeinde Wildenrath werden durch die Maßnahmen der 
britischen Besatzungsmacht drei, in der Gemeinde Wegberg elf und 
in der Gemeinde Gerderath-Petersholz neun Gebäude mit Wohn- 
und Wirtschaftsräumen betroffen. 


Die als Ersatz zu errichtenden Neubauten erfordern einen Betrag 
von rund 700 000 DM. Im Amtsbezirk Mühl ist über die Entfer- 
nung von weiteren sechs Gebäuden zur Zeit noch nicht entschieden. 
Notfalls müßten weitere Ersatzbauten mit einem Kostenaufwand 
von etwa 300 000 DM errichtet werden. Durch eine gemeinnützige 
Trägergemeinschaft sollen die Eigentümer, die ihr Haus' verlieren, 
23 Kleinsiedlungen mit Einliegerwohnung erhalten. In diesen Sied- 
lungen sollen vorläufig auch die von ihren Höfen vertriebenen 
Bauern wohnen, bis die Frage der Neubildung der Höfe eventuell 
im Zuge der Bodenreform geklärt ist. 

Die Neubauten sollen zu Lasten des Einzelplans XXVII finanziert 
werden. Es ist beabsichtigt, den Betroffenen die Möglichkeit zu 
geben, die Neubauten mit Hilfe der gewährten Entschädigung käuf- 
lich zu erwerben. 


Frage 5 : Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um in Zu- 
kunft zu gewährleisten, 

daß die Betroffenen rechtzeitig unterrichtet und gehört 
werden, 

daß ihre Ausweichvorschläge ernsthaften Prüfungen 
unterzogen werden, 

daß die Planungs- und Rodungsarbeiten nicht vor Ab- 
schluß einer alle Teile befriedigenden Planung begin- 
nen und daß bei Beginn- der Arbeiten die Entschädi- 
gungs- und Umsiedlungsfragen geklärt sind? 
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Wie ich bereits oben erwähnt habe, hat der Herr Bundeskanzler den 
Herrn Bundestagsabgeordneten Blank damit beauftragt, die mit 
der Unterbringung der Verstärkung der alliierten Streitkräfte im 
Zusammenhang stehenden Fragen zu bearbeiten. Zu seinem Auf- 
gabenkreis gehört es insbesondere, mit der Alliierten Hohen Kom- 
mission Verhandlungen aufzunehmen mit dem Ziel, einen alliierten- 
deutschen Gesamtunterbringungsplan aufzustellen. Dadurch wird es 
möglich sein, auf deutscher Seite die erforderlichen Maßnahmen so 
rechtzeitig zu treffen, daß für die Betroffenen Härten tunlichst ver- 
mieden werden. Hierbei wird man sich aber im klaren sein müssen, 
daß, solange die Besatzungskosten zum vorbehaltenen Gebiet ge- 
hören, die letzte Entscheidung bei den Besatzungsmächten selbst 
liegt. Immerhin glaube ich nach den Erklärungen der Hohen Kom- 
missare aus jüngster Zeit sagen zu können, daß auch auf alliierter 
Seite ein gewisses Bestreben besteht, die erforderlichen Maßnahmen, 
soweit es die militärischen Belange gestatten, mit den zivilen deut- 
schen Wünsdien möglidist in Einklang zu bringen. 

Die Bundesregierung wird im übrigen ihre Bemühungen fortsetzen, 
das Rechtsverhältnis der Bundesrepublik zu den Besatzungsmächten 
so umzugestalten, wie es der heutigen politischen und völkerrecht- 
lichen Gesamtsituation Westdeutschlands im Rahmen des europä- 
ischen Verteidigungssystems entspridit. Das Ziel muß sein, das Ver- 
fahren der einseitigen Anforderungen durch ein Verfahren der ge- 
meinsamen Beratung und Verständigung zu ersetzen. 


Schaffer 



